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Aargau Mittwoch, 26. April 2023

Grosser Rat will dritten
Sonntagsverkauf
Die Regierungmuss nun eineGesetzesvorlage erarbeiten, dieGemeindenmehr Spielraumgibt.

Noemi Lea Landolt

Laut Arbeitsgesetz können die
Kantone vier Sonntage pro Jahr
festlegen, an denen Arbeitneh-
mende in Verkaufsgeschäften
ohne Bewilligung beschäftigt
werden dürfen. Im Aargau gibt
es zwei solche bewilligungs-
freien Sonntage pro Jahr. Der
Regierungsrat legt diese jeweils
auf die Vorweihnachtszeit.

DiesePraxis schränkedieGe-
meinden stark einundnehmezu
wenig Rücksicht auf regionale
und lokale Begebenheiten, fin-
denGrossratsmitgliedervonSVP,
FDP,Mitte,EVP, SPundGrünen.
In einer Motion forderten sie
einen dritten Sonntagsverkauf.
Der Regierungsrat erklärte sich
bereit, die Motion entgegenzu-
nehmen und den Gemeinden so
zu ermöglichen, einen dritten
Sonntag im Jahr zu bestimmen,
andemdieLädenöffnenkönnen.

VonzweiFraktionen
gibt esWiderspruch
Im Grossen Rat waren am
Dienstag allerdings nicht alle
einverstanden mit einem zu-
sätzlichen Sonntagsverkauf.
MaurusKaufmann (Grüne) sag-
te, die Mehrheit der Fraktion
werde gegen die Überweisung
derMotion stimmen.DerSonn-
tag diene der Erholung und da-
mitderGesundheit.Ausserdem
gebe es auch eine andere Mög-
lichkeit, um lokaleBesonderhei-
ten zuberücksichtigen, soKauf-
mann.Der zweite Sonntagsver-
kauf müsse zum Beispiel nicht
zwingend auf die Adventszeit
gelegt werden. Kurzum: «Die
bisherigen zwei Sonntagsver-
käufe reichen, drei braucht es
nicht», sagte Kaufmann.

UnterstütztwurdendieGrü-
nen von einer Mehrheit der
EVP-Fraktion.DerAargauhabe
eine sehr liberale Regelung,
sagteUriel Seibert. «Diese soll-
te man nicht noch weiter auf-
weichen.» Wie die Grünen
könnte sich auch die EVP vor-
stellen, dass einer der beiden

Sonntagsverkäufe anstatt auf
dieAdventszeit auf einenande-
ren Sonntag gelegt werden
könnte.

Motionäre rechneten
nichtmitDiskussion
Motionärin Karin Koch Wick
(Mitte) zeigte sich überrascht,
dass die Überweisung der Mo-
tion überhaupt umstritten ist.
«Schade», kommentiert sie.
Denn es gehe mit dem dritten
Sonntagsverkauf sicher nicht
umeinegrundsätzlicheAuswei-
tung der Sonntagsarbeit – das
zeige sichauchdaran,dass auch
SP-GrossratsmitgliederdenVor-
stoss unterstützten. Die beiden
Sonntagsverkäufe im Advent
seien gesetzt, es gebe an diesen
DatenauchWeihnachtsmärkte,
soKochWick.«Mit demdritten
Sonntagsverkauf gibt es ledig-

lich weitere Möglichkeiten für
dieGemeinden.»

Regierungsrat Dieter Egli
sagte, die Regierung schlage
eine Lösung mit einem dritten
bewilligungsfreienSonntagvor,
wobei der dritte Sonntag die
Gemeindenbestimmenundbe-
antragenkönnten – aber selbst-
verständlichnichtmüssten.Bei
der aktuellen Regelung könne
der Regierungsrat den zweiten
Sonntagnicht einfachauf ande-
re Daten legen. Die beiden
Sonntage, die der Regierungs-
rat bestimmt, werde er auch in
Zukunft – egal, wie der Grosse
Rat entscheide – auf die Ad-
ventszeit legen.

Entscheidet auchdieses
MaldasStimmvolk?
Der Grosse Rat hat die Motion
amDienstagmit 95 zu 37 Stim-

men überwiesen. Der Regie-
rungsrat wird nun eine Geset-
zesvorlage erarbeiten, über die
der Grosse Rat entscheiden
muss. Gegen diesen Entscheid
kann das Referendum ergriffen
werden. Dann würde die Aar-
gauer Stimmbevölkerung über
einen dritten Sonntagsverkauf
entscheiden.

Vor mehr als zehn Jahren
gab es das schon einmal. Der
Regierungsrat hatte damals
vorgeschlagen, zwei Sonntags-
verkäufe einheitlich für das
ganze Kantonsgebiet festzule-
gen und den Gemeinden die
Möglichkeit zugeben, zweiwei-
tere Sonntage zu bestimmen.
Dagegen wurde das Referen-
dumergriffen.Am13. Juni 2010
haben53,6Prozentder Stimm-
berechtigten vier Sonntagsver-
käufe abgelehnt.

Nachrichten
44Millionen für
dasPolizeikommando

Aarau Der Grosse Rat hat am
Dienstag fürdieErneuerungdes
Polizeikommandos der Kan-
tonspolizei in der Telli Aarau
einen Verpflichtungskredit in
der Höhe von 44 Millionen
Franken bewilligt. Der Ent-
scheid fiel einstimmig bei zwei
Enthaltungen. Der Sanierungs-
bedarf des Polizeikommandos
warunbestritten.FürDiskussio-
nen sorgte ein Minderheitsan-
trag der Kommission, den Kre-
dit um300000Frankenaufzu-
stocken, um zusätzlich zur
Photovoltaik-Anlage auf dem
Dach auch Solarzellen an der
Fassade anzubringen. Grüne,
GLP,MitteundTeileder SPund
EVPmachten sich für die Solar-
Fassadestark, brachtenaberkei-
neMehrheit zustande. (az)

Meilenstein
fürHolzheizwerk

Döttingen Der Bau des Holz-
heizwerks Döttingen rückt
einengrossenSchritt näher:Der
GrosseRat hat amDienstagder
dafür nötigen Festsetzung im
Richtplan,wie vomRegierungs-
rat beantragt, mit 117 Ja zu
14 Nein zugestimmt. Wider-
stand gab es von den Grünen.
DieRegionaleFernwärmeUnte-
res Aaretal (Refuna) und die
Axpo wollen das Holzheizwerk
alsAlternative zurAbwärmedes
AKW Beznau bauen. Wie die
Refuna am Dienstag mitteilte,
soll nunbis Ende 2023dasBau-
projekt erstellt unddieUmwelt-
verträglichkeitsprüfung durch-
geführtwerden.DerBaubeginn
soll frühestens im Januar 2025
erfolgen, dieBetriebsaufnahme
ist frühestens Ende 2027. (az)

Klimaparagraf in
erster Lesung durch
Grosser Rat beschliesst abgespeckte Variante.

Eva Berger

Der Kanton Aargau soll sich
dem Klimaschutz verpflichten,
der Grosse Rat stimmte am
Dienstag einem entsprechen-
denVerfassungsartikel in erster
Lesung zu. Das letzteWort hat,
wie bei jeder Verfassungsände-
rung, das Volk. Der Klimapara-
graf geht auf eineparlamentari-
sche Initiative von links zurück,
im Herbst 2021 hat der Grosse
Rat dieseüberwiesen. Schonda
war er sich uneins, wie weit der
Verfassungsartikel gehen soll.
Daran hat sich nichts geändert.

Auch nicht an der Haltung
der SVP, wie Daniel Notter aus-
führte. Seine Fraktion lehnte
denKlimaparagrafenals einzige
ab –ausÜberzeugung, setze sich
die SVP doch für weniger Büro-
kratie ein, einenweiterenGeset-
zesartikel, «mitwenigWirkung
aber vielen Nebenwirkungen»,
brauche es nicht.

Die Kommission Umwelt,
Bau und Verkehr (UBV) des
Grossen Rats hat den Paragra-
fen, gegenüberderursprünglich
überwiesenen parlamentari-
schen Initiative, stark zusam-
mengekürzt.Mit zweiAnträgen
versuchten die Grünen, das zu-
mindest teilweise rückgängig zu
machen.«WirmüssendemKli-
mawandel entschiedener ent-
gegentreten», sagte Jonas Fri-
cker für seine Fraktion.

MitteparteienundFDP
stimmenParagraf zu
Zwar stimmten Mitte und EVP
dem Klimaartikel zu, jedoch
ohne die Präzisierungen der
Grünen. Der Kommissionsvor-
schlaggenüge, sagteHans-Rue-
di Hottiger (parteilos) für die
Mitte, man brauche die Verfas-
sungnichtunnötig aufzublähen.
Die EVP finde den Paragrafen
nichtnotwendig,meinteRoland
Frauchiger für seine Fraktion,
schliesslich sei der achtsame
UmgangmitderUmwelt bereits
in der Verfassung geregelt. Das
stehe gar bereits in der Präam-
bel, konkretisierteAdrianMeier
(FDP).DochauchdieFreisinni-
gen stimmten dem abgespeck-

ten Verfassungsartikel gross-
mehrheitlich zu.

Klimaschutz sei nicht nur
Angstmacherei, bemerkte Gabi
Lauper (SP). Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft müssten jetzt
handeln und: «Das Fundament
unddieWillenserklärung für ein
gemeinsames Handeln ist die
Verfassung.»Auf ihrer Seitehat-
ten die Grünen auch die GLP.
Die Minderheitsanträge hatten
dennochkeineChance, dieVer-
sion der Kommission wurde
vom Grossen Rat mit 85 zu 48
Stimmen unterstützt.

Verbot fossilerHeizungen
abgeschmettert
Anders ein Verbot von Öl- und
Gasheizungen. Die GLP wollte
per Motion deren Neuinstalla-
tion verbieten, scheiterte aber
deutlich an der Ratsmehrheit,
auch wenn Grüne und SP sie
darin unterstützten.

Man habe im Zuge des Run-
denTischs fürdasneueAargauer
Energiegesetz beschlossen, kei-
ne derartigen Verbote, sondern
Anreize zu schaffen, sagte Sabi-
na Freiermuth (FDP). Aus
Furcht, dassdieseswiederumam
Stimmvolk scheitern würde,
habemandarauf verzichtet.Also
bringe es nichts, jetzt doch ein
solches zu fordern, zumal der
neue Anlauf zum Gesetz in der
Pipeline ist.

EsmacheSinn,diesbezüglich
die Bundesgesetzgebung abzu-
warten, sagte Energiedirektor
Stephan Attiger. Die GLP-Mo-
tiongehenochweiteralsdas letz-
te, gescheiterte Energiegesetz,
darum lehne der Regierungsrat
diese ab. Das tat der Grosse Rat
ebenfalls,mit 88 zu49Stimmen.

E-Voting scheitert wegen einer Stimme
Eva Berger

Zusammen mit Grossrätinnen
und Grossräten aller Fraktio-
nen wollte Yannick Berner
(FDP) erwirken, dass der Kan-
ton Versuche zur elektroni-
schenStimmabgabe (E-Voting)
bewilligt, sobald die Überprü-
fungen des Bundes dazu, tech-
nisch wie organisatorisch, ab-
geschlossen sind. So könne
man die Standortförderung
stärkenundeineVorreiterrolle
übernehmen, warben die Mo-
tionäre für ihr Anliegen. Der
Regierungsrat war bereit, es
entgegenzunehmen.

Dagegen sprachen sich die
Grünen und die SVP aus. Es
habe schon mehrere Versuche
für die Einführung von E-Vo-

ting gegeben, sagte Maurus
Kaufmann fürdieGrünen.Die-
se seien immergescheitert.An-
statt einenweiterenVersuchzu
unternehmen, solle man das
dafürnötigeGeldbesserwoan-
ders einsetzen. Weiter sei das
Vertrauen ins E-Voting noch
nicht da, Unregelmässigkeiten
seien dabei unbedingt zu ver-
hindern.

FürAuslandschweizerund
MenschenmitBehinderung
Letzteres war auch für die SVP
der Grund für die Ablehnung.
Seine Fraktion habe nach wie
vor grösste Bedenken, was die
Sicherheit beimE-Votingbetref-
fe, sagte BrunoRudolf.

Mitte,GLPundSPsowiedie
FDPunterstütztendenVorstoss.

Gerade fürAuslandschweizerin-
nen wäre ein System für die
elektronische Stimmabgabe
wichtig, sagte Alain Burger für
die SP. Sie könnten bis anhin
häufig wegen der langsamen
Postgarnicht anAbstimmungen
teilnehmen. Auch für die Inklu-
sion von Menschen mit Behin-
derung wäre das E-Voting ein
grosser Gewinn meinte Burger
– derVerbandder Sehbehinder-
tenAargauunterstütztedieMo-
tiondennauchvonderZuschau-
ertribüne aus.

Er wurde enttäuscht. Der
Grosse Rat lehnte die Motion
mit 68 Nein- zu 67 Ja-Stimmen
ab. Der Regierungsrat wäre be-
reit gewesen, den Vorstoss ent-
gegenzunehmen. Er würde das
Projekt wieder aufnehmen, so-

baldeinSystemzugelassen, be-
reits in einem anderen Kanton
imEinsatzunddazunochfinan-
zierbar wäre, sagte Landam-
mann Jean-Pierre Gallati. Die
SicherheitmüssedabeiPriorität
haben.

Unter Protest aus den SVP-
Reihen stellte die SP nach der
Abstimmung einen Rückkom-
mensantrag. Sie habe ver-
sehentlich den falschen Knopf
gedrückt, begründete diesen
Co-FraktionspräsidentinColet-
te Basler. Wer in den Grossen
Rat kommt, habewach zu sein,
entgegnete Rolf Haller (EDU).
AuchProblememitderAbstim-
mungsanzeige liessdasPlenum
nicht geltenund lehntedenAn-
trag ab.Es bliebbeim–äusserst
knappen –Nein zumE-Voting.

Die beiden Sonntagsverkäufe im Aargau legt der Regierungsrat jeweils auf die Adventszeit fest. Bild: Archiv AZ

JonasFricker
Grüne

«Wirmüssen
demKlimawandel
entschiedener
entgegentreten.»

Erni Isabelle  DVIGES
Schreibmaschine
AZ Aarau, 26.04.2023
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